










e Fernstraßen 

Beschleunigter Ausbau der Fernstra­

ßen zu den industriellen Schwerpunk­

ten des Ruhrreviers, des Rhein-Main­

Gebietes, nach Baden-Württemberg, 

Frankreich, Luxemburg und zu den 

Seehäfen. 

e vordringlich: 

Verbindung nach Köln - Ruhrgebiet 

B 327 - Eifelautobahn 

e Verbindung nach Karlsruhe - Brüssel 

(B 10 und B 406) 

Weiterer Ausbau der Strecken nach 

Koblenz, Mainz, Straßburg und Paris. 

e Bundesbahnstrecken 

Die beschlossene Elektrifizierung der 

Bundesbahnstrecken darf nicht aufge­

schoben werden. 

Elektrifizierung der Mosel- und Eifel­

strecke. 

Weiterer Ausbau der Verbindungen 

nach Karlsruhe, Mannheim und der 

Nahestrecke, vornehmlich zur Verbes­

serung der Fahrzeiten 

Einsatz moderner Wageneinheiten 

Verdichtung im TEE-Netz 

e Luftverkehr 
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Ausbau und Ausstattung des Flug­

hafens Ensheim für Passagier- und 

Frachtverkehr im Mittelstreckenbereich. 

Ausstattung des Flughafens Ensheim 

mit ausreichenden Flugsicherungs­

anlagen (Blindfluglandesystem). 

Verdichtung des Angebotes an Flug­

verbindungen zu den wichtigsten 

europäischen Großflughäfen 

Verbesserung des 
lnnersaarUindlschen Verkehrs 

Zur besseren Bewältigung des Massen­

verkehrs im Ballungsgebiet strebt die CDU 

Saar Im einzelnen an: 

e Zügiger Ausbau der Ortsdurchfahrten 

und Ortsumgehungen sowie der Land­

straßen 1. und 2. Ordnung 

e Verstärkte Entlastung der Stadtkern& 

durch den Ausbau von Umgehungs­

straßen In den größten saarländischen 

Orten 

Saarbrücken, Nordtangente (B 51) und 

Westspange (B 327) 

Völklingen, Fertigstellung von Süd­

tangente 8 51 und B 406 

Saarlouis, Ortsdurchfahrt B 51 

Dllllngen, Ortsdurchfahrt B 51 

Merzig, Südumgehung Merzig 

St. Ingbert, Stadtdurchbruch B 40 

Neunkirchen, Stadtdurchbruch L 1. 0115 

St. Wendel, Umgehung B 41 

e Nahverkehr 

Die Nahverkehrsverbindungen müssen 

zum modernen Intercity-Verkehr um­

gestaltet und ein Verbundsystem der 

Nahverkehrseinrichtungen besch'eu­

nigt verwirklicht werden. 

e Schnellere Personenbeförderung zu 

den Ballungsräumen von allen Orten 

e Steigerung der Attraktivität der öffent­

lichen Nahverkehrsmittel 

zur Entlastung des Straßennetzes. 

Steigerung der Zug- und Buszahlen im 

Einsatz während der Spitzenstunden. 

Häufigerer Einsatz auch in verkehrs­

schwachen Zeiten. 

Einführung eines starren Fahrplanes 

auf allen ausreichend belasteten 

Strecken. 

Ausbau eines Schnellbahnnetzes mit 

Zentrum Saarbrücken. 

Erleichterter Übergang von Bus auf 

Bahn bzw. auf das benachbarte Bus­

netz; Verbundnetz mit einheitlichen 

Tarifen und Fahrplänen sowie Über­

gang auf eine einheitliche Verbund­

gesellschaft für alle Buslinien ein­

schließlich Post und Bahn. 

e Verkehrssicherheit 

Die Verkehrssicherheit muß erhöht 

werden durch: 

Neubau von Ortsumgehungen. 

Mitteltrennung an vierspurigen Straßen : 

Saarbrücken-Riegelsberg, Saaruferstr. 

Wadgassen-Saarlouis, Grühlingstr. 

Beseitigung von schienengleichen 

Bahnübergängen. 

Umbau von sonstigen Unfallschwer­

punkten, Kreuzungen und unüber­

sichtlichen Kurven. 

Verstärkte Verkehrserziehung. 

Landwirtschaft 

Die Landwirtschaft ist ein unentbehr­

licher Teil unserer Wirtschaft. Kern der 

saarländischen Landwirtschaft sind die 

entwicklungsfähigen Vollerwerbsbetriebe 

sowie die Betriebe, die durch Spezialkul­

turen und ihre intensive Nutzung eine 

Existenzgrundlage bieten. Außerdem müs­

sen aber auch die Zu- und Nebenerwerbs­

betriebe eine auf ihre Eigenart abgestellte 

Förderung erfahren. 

Die CDU Saar sieht dazu in einer Verbes­

serung der Möglichkeiten der Allgemein­

bildung im ländlichen Raum, der fach­

lichen Ausbildung und Beratung, sowie in 

der Unterstützung der überbetrieblichen 

Zusammenarbeit in Produktion und Ab­

satz geeignete Mittel. 

Die Umstrukturierung der saarländischen 

Wirtschaft und die Schaffung neuer Ar­

beitsplätze in ländlichen Räumen erleich­

tert den Umstrukturierungsprozeß in der 

Landwirtschaft und muß im Interesse der 

ländlichen Bevölkerung gefördert werden. 

Ziel der Landwirtschaftspolitik muß es 

bleiben, selbständige Existenzen zu erhal­

ten und die Rentabilität der Landwirtschaft 

zu verbessern. 

Gewerblicher Mittelstand und 
freie Berufe 

Die CDU wird die Stellung des gewerb­

lichen Mittelstandes und der freien Berufe 

im gesellschaftlichen und wirtschaftlichen 

Leben unseres Landes sichern. Die CDU 

strebt eine weitere Stärkung der mittel­

ständischen Unternehmen In Industrie, 

Handwerk, Handel und in den sonstigen 

Gewerben sowie die Beseitigung aller dis­

kriminierender Wettbewerbsbedingungen 

an. Die CDU Saar wird sich vordringlich 

folgender Aufgaben annehmen: 

e Hier vor allem Reform der Gewerbe­

steuer; 

9 



e weiterer systematischer Ausbau der 

Gewerbeförderung; 

e weitere Förderung der Kooperation 

und eines funktionsfähigen Leistungs­

wettbewerbs durch Novellierung des 

Kartellgesetzes ; 

e im Rahmen der Raumordnung und 

Bauplanung soll der Standort be­

stehender Gewerbebetriebe angemes­

sen berücksichtigt und die Umsetzung 

standortgefährdeter Betriebe gefördert 

werden ; 

e Verbesserung der Kreditmöglichkeiten 

und Schaffung von Einrichtungen zur 

Eigenkapitalfinanzierung; 

e Einbeziehung der Selbständigen in die 

Pläne zur Verbesserung der Vermö­

gensbildung ; 

e Öffnung der Rentenversicherung für 

Selbständige auf freiwilliger Basis; 

e stärkere Berücksichtigung der freien 

Berufe bei der Vergabe öffentlicher 

Aufträge. 

Reform des Finanz- und 
Steuersystems 

Mittelfristige Finanzplanung von Bund, 

Ländern und Gemeinden ist der Rahmen 

unserer Haushaltspolitik. Sie ist so zu ge­

stalten, daß sie über die erwünschte und 

realisierbare Entwicklung der öffentlichen 

Einnahmen und Ausgaben unterrichtet, 

die großen finanzwirtschaftlichen Zusam­

menhänge verdeutlicht, Entscheidungen 

über die Rangordnung der Aufgaben er­

möglicht und auf weitere Sicht die politi­

schen Gestaltungsmöglichkeiten, aber 
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auch die Grenzen der finanziellen Lei­

stungsfäh igkeit des Staates sichtbar 

macht. 

Die Finanzverfassungsreform muß nach 

Prüfung der Aufgabenverteilung von 

Bund, Ländern und Gemeinden und nach 

Abgrenzung der in einem kooperativen 

Föderalismus zweckmäßigen Zuständig­

keiten die öffentlichen Einnahmen so be­

messen und verteilen, daß alle öffentlichen 

Bereiche ihre Aufgaben zu erfüllen ver­

mögen. 

Das Haushaltsrecht ist zu modernisieren, 

an die Praxis mehrjähriger Vorausschau 

und an die konjunkturpolitischen Erforder­

nisse anzupassen ; es ist überschaubar 

zu gestalten. 

Das Steuerrecht ist zu reformieren und 

den Anforderungen einer fortschrittlichen 

Steuerpolitik anzupassen. 

Entsprechend den veränderten wlrt­

schaftspolltlschen und gesellschaftspolltl­

schen Voraussetzungen soll ein moder­

nisiertes Steuerrecht 

e für eine Verteilung der Lasten sorgen, 

die den Grundsätzen der Gleichmäßig­

keit und der sozialen Gerechtigkeit 

entspricht, 

e eine ausreichende gesamtwirtschaft­

liche Kapitalbildung und eine bessere 

Eigenkapitalausstattung der Unterneh­

men ermöglichen und damit ein steti­

ges und angemessenes Wirtschafts­

wachstum fördern , 

e so einfach wie mögl ich gestaltet sein, 

um den Verwaltungsaufwand in ver­

tretbaren Grenzen zu halten und dem 

Staatsbürger die Übersicht zu erleich­

tern, 

e die internationale Position der deut­

schen Wirtschaft nicht beeinträchtigen 

und sich dazu am Wettbewerb auf den 

Weltmärkten orientieren, 

e auf die notwendige Harmonisierung 

der steuerpolitischen Grundsätze, der 

Steuerstruktur und der Steuerwirkun­

gen in der EWG Rücksicht nehmen und 

so die Integrationsbemühungen unter­

stützen, 

e Steuererleichterungen und Finanzhil­

fen im Hinblick auf Zielsetzung, tat­

sächliche Ergebnisse und technische 

Durchführung durch ein einheitliches 

Verfahren übersichtlich und kontrollier­

bar gestalten, 

e die Bedingungen für eine gleichgerich­

tete und ohne zeitliche Verzögerung 

wirksame Finanz- und Wirtschafts­

politik verbessern. 

Das modernisierte Steuerrecht muß darü­

ber hinaus die übergeordneten Wirt­

schafts- und gesellschaftspolitischen Ziele 

berücksichtigen und insbesondere den 

Vorstellungen von einer wirksamen För­

derung der privaten Eigentumsbildung 

durch Beteiligungssparen entsprechen. 

Verbesserung der beruflichen 
Chancen 

Entscheidende Voraussetzung für die 

Beteiligung der Arbeitnehmer am wirt­

schaftlichen Erfolg und Fortschritt ist die 

berufliche Förderung des einzelnen. Die 

CDU Saar will die hierfür erforderlichen 

Maßnahmen in einem Landessozialplan 

zusammenfassen. Im einzelnen geht es 

dabei um: 

e Hilfe zur richtigen Berufswahl in Ver­

bindung mit der Schule 

e Ständige Beratung während der Be­

rufsausbildung 

e Koord inierung der betrieblichen und 

schulischen Berufsausbildung 

e Stufenausbildung zur Sicherung der 

beruflichen Mobilität 

e Einrichtung von beruflichen Ausbil­

dungs- und Umschulungszentren 

e Verbesserung der technischen Aus­

bildung in den Berufsschulen 

e Neue Ausbildungswege in den Berufs­

schulen (Datenverarbeitung, Program­

mieren, Automateneinrichtung) 

e Einrichtung von überbetrieblichen 

Lehrwerkstätten 

e Einrichtung von Ausbildungsstätten in 

wachstumsorient ierten Großbetrieben 

(Fahrzeugbau, Chemie, Elektroindu­

strie, Elektronik) 
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e Strukturelle Verbesserung der Ar­

beits- und Berufswelt, die den Frauen 

gleiche Berufs- und Aufstiegschancen 

bieten und den besonderen Belastun­

gen der Frau gerecht werden 

e Schaffung von Teilzeitarbeitsplätzen 

für Frauen 

e Arbeitsmedizinische Betreuung be­

rufstätiger Frauen 

e Besondere Förderungsmaßnahmen für 

ältere Arbeitnehmer 

e Verbesserung der Arbeitsmarktpolitik 

zur wirksamen Steuerung der struk­

turellen, konjunkturellen und sektora­

len Entwicklungen auf dem Arbeits­

markt 

e Schaffung eines Fachbeirats für Fragen 

der beruflichen Bildung und Umschu­

lung unter Beteiligung der Sozialpart­

ner und der Arbeitsverwaltung 
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e Zusammenstellung aller finanziellen 

Leistungen der Versicherungsträger 

Wirtschaftliche Sicherheit hat der einzelne, 

wenn die Möglichkeit des Arbeitsplatz­

wechsels ohne Einkommensverluste und 

der berufliche Aufstieg offenstehen. Zur 

Steigerung der beruflichen Chancen und 

der Mobilität wird die CDU Saar weitere 

Zentren der Ausbildung, Fortbildung und 

Umschulung einrichten. 

Das Saarland hat deshalb mit der CDU 

Saar alle Chancen, zu einem der fort­

schrittlichsten Wirtschaftsgebiete Europas 

zu werden. 

Die dynamische Entwicklung mit wirt­

schaftlichem Wachstum und steigenden 

Löhnen wird dann anhalten, wenn das von 

der Regierung vorgelegte Aktionspro­

gramm Saarland - Westpfalz zügig und 

ohne Einschränkungen vollzogen wird . 

B. Dynamische Kulturpolitik heißt 
an der Saar: 
Bildung und Fortbildung als lnvestltlonen für dfe Zukunft planen 

B 1 Heute hat jeder einen berechtigten 

Anspruch auf umfassende Erziehung, 

Biidung, berufliche Ausbildung und 

Teilnahme am wlrtschaftllchen und 

kulturellen Leben. Gleichzeitig 

braucht die moderne Gesellschaft 

möglichst viele Mitglieder mit einem 

hohen Maß an Wissen, an Lern- und 

Leistungsbereitschaft und an Fähig­

keit zur Kooperation. Die Stabilität 

und die dynamische Weiterentwick­

lung der Gesellschaft in allen Le­

bensbereichen hängen von der Er­

füllung dieser Forderungen ab. 

B 2 Bildung darf nicht ein Privileg weni­

ger sein. Sie ist heute für jeden 

Grundlage persönlicher und sozialer 

Leistung und bringt Anerkennung. 

Die bisher in unserem Bildungs­

wesen benachteiligten Bevölkerungs­

kreise müssen einen besseren Zu­

gang zur Bildung haben. Das ver­

langt vorrangig eine Fortführung der 

Reform des Bildungswesens und die 

Anpassung der Bildungsziele an die 

veränderten Anforderungen. In der 

Folge heißt das auch Einführung der 

Lernmittelfreiheit. 

Deshalb müssen durch verstärkte 

Bildungsplanung die bildungspoliti­

schen Sofortmaßnahmen zu einem 

leistungsfähigen dynamischen Bil­

dungssystem zusammengeführt wer­

den. 

Dieses dynamische 
Biidungssystem muß 

e gleiche Bildungschancen für alle 

e die Vermittlung einer gleichwertigen 

Grundbildung 

e die Einführung in die Grundformen 

wissenschaftlichen Denkens 

sichern. 

Dynamisches Schulsystem 

Die bildungspolitischen Ziele der 

CDU Saar erfordern ein Schulsystem, das 

zukunftsorientiert angelegt ist. 

Dieses Schulsystem besteht aus Bildungs­

wegen in Stufen (Grundstufe, Sekundar­

stufen 1 und II, Hochschule). 

Die Bildungswege in Stufen halten ein 

differenziertes Bildungsangebot bereit, 

das jedem Schüler sowohl die notwendige 

Einsicht in zusammenhänge als auch 

praktische Fähigkeiten vermittelt, die er 

zur Bewährung in der Gesellschaft und 

zur ständigen Weiterbildung braucht. 
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Die Bildungswege in Stufen führen die 

Schüler je nach Fähigkeit und Neigung zu 

gleichwertigen Abschlüssen, die entweder 

zum Studium an der Hochschule oder zur 

Vorbereitung auf einen Beruf bzw. zum 

Eintritt in einen Beruf berechtigen. 

Vorechullsche Erziehung 

Vorschulische Erziehung, die sich 

nach den neuesten Erkenntnissen der 

Psychologie richtet, ist geeignet, die un­

terschiedlichen Voraussetzungen für den 

Eintritt in die Grundstufe auszugleichen. 

Deshalb tritt die CDU Saar für die Ein­

führung der vorschulischen Erziehung ein . 

Obwohl im Saarland bereits für jedes 

zweite Kind ein Kindergartenplatz vor­

handen ist, fordert die CDU Saar die 

Schaffung weiterer Kindergärten, damit 

zumindest für alle Fünfjährigen ein Platz 

zur Verfügung steht. Der Ausbau der vor­

schulischen Erziehung erfordert die Aus­

bildung pädagogischer Fachkräfte. 

Grundstufe 

Auf der vorschulischen Erziehung 

baut die künftige Grundstufe (Grundstufe, 

1. bis 4. Jahrgangsstufe) auf. Sie vermit­

telt erziehungswissenschaftlich je neu ge­

sicherte Lehrinhalte, die ausschließlich die 

Kernbereiche des Sprachlichen, Mathema­

tisch-Naturwissenschaftlichen, Politisch­

Sozialen, Religiösen, Musischen und 

Sportlichen umfassen. Bereits in der 

Grundstufe soll der Schüler durch die 

Mengenmathematik und durch die Begeg­

nung mit den Lehrinhalten des Sachunter-
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richts in die Bereiche des Mathematisch­

Naturwissenschaftlichen eingeführt und 

mit dem politisch-sozialen Bereich ver­

traut gemacht werden. 

Sekundarstufe 1 

Die Sekundarstufe 1 baut auf der 

Grundstufe auf und umfaßt dieJahrgangs­

stufen 5 bis 10, also die derzeitige Haupt­

schule, die Realschule, die Mittelstufe des 

Gymnasiums und Berufsfachschulen. 

In der Sekundarstufe 1 setzt eine deut­

liche Differenzierung der Bildungswege 

ein. Sie wird erreicht durch eine indivi­

duelle Schwerpunktbildung innerhalb 

eines Kerns von Pflichtfächern und durch 

Zuwahl weiterer Fächer. Der Schüler 

wählt zwischen zusätzlichen Unterrichts­

angeboten im Bereich der Kernfächer 

und anderen Fächern, die seiner Bega­

bung und Neigung gerecht werden. Dazu 

gehören Fremdsprachen oder - zur Be­

rufsorientierung - das Fach Arbeitslehre 

(Technologie). Je nach Wahl entscheidet 

sich der Schüler für einen mehr studien­

oder mehr berufsbezogenen Bildungs­

weg. Am Ende der Sekundarstufe 1 steht 

ein dem Bildungsweg (Curriculum) des 

Schülers entsprechender Abschluß. 

Sekundarstufe II 

Die Sekundarstufe II (11. und 12./13. 

Jahrgangsstufe) steht ebenso wie die 

Sekundarstufe 1 grundsätzlich allen Schü­

lern offen. Auch hier gibt es einen berufs­

und einen studienbezogenen Bildungs­

weg. 

Schüler mit berufsbezogenem Abschluß 1 

können sich zwischen einem studienbezo­

genen (Fachoberschule) und einem be­

rufsbegleitenden Weg entscheiden. Schü­

ler mit einem studienbezogenen Abschluß 1 

werden meist entweder einen berufsvor­

bereitenden-studienbezogenen oder ein­

fach einen studienbezogenen Weg wäh­

len. 

Der berufsbegleitende Bildungsgang ver­

läuft im dualen System (betriebliche und 

schulische Ausbildung). Der berufsvorbe­

reitende und der studienbezogene Weg 

in der Sekundarstufe II qualifiziert für die 

Ausübung spezieller Berufe oder für Stu­

dien im Hochschulbereich. Die Abschlüsse 

der Sekundarstufe II führen einerseits in 

den Beruf, andererseits zur Hochschul­

reife. 

Das dynamische Schulsystem bietet nach 

Auffassung der CDU Saar wesentliche 

Voraussetzungen für eine harmonische 

Einordnung des im Saarland hervorra­

gend ausgebauten berufsbildenden Schul­

wesens in das System der Stufen-Bil­

dungswege. 

Diese Art des dynamischen Schulsystems 

bringt für jeden Schüler eine optimale 

Wahl- und Wechselmöglichkeit, sowohl 

innerhalb der einzelnen Stufen als auch 

nach den einzelnen Abschlüssen. Außer­

dem werden dem Schüler in allen Stufen 

Stütz- und Förderungsmaßnahmen ge­

währt. Dies gilt in besonderem Maße für 

behinderte Kinder. 

Berufsausbildung 

Die CDU Saar verlangt zur Förderung 

des Strukturprozesses in der Wirtschaft, 

zur Sicherung und Erhöhung der Zahl der 

Arbeitsplätze und des wachsenden Ein­

kommens der Bevölkerung die Schaffung 

von Einrichtungen der beruflichen Fort­

bildung und Umschulung. 

Deshalb müssen die Investitionen im Be­

reich des berufsb ildenden Schulwesens 

erhöht werden. 

Allein das Aktionsprogramm Saar-West­

pfalz, das bis 1974 die Einrichtung von 

neun beruflichen Schul- und Ausbildungs­

zentren mit einem Kostenaufwand von 

63 Mio DM vorsieht, bietet dazu ausge­

zeichnete Voraussetzungen. 

Schulregion 

Dieses System der Bildungswege in 

Stufen wird nach Auffassung der CDU 

Saar in der Schulregion verwirklicht, die 

allen Schülern in zumutbarer Entfernung 

ein umfassendes Angebot an Bildungs­

wegen bietet. Sie ist darüber hinaus eine 

organ isatorische Einheit, in der Schulträ­

ger, Lehrer, Eltern und Schüler verant­

wortlich an der Gestaltung und Entwick­

lung der Bildungswege mitwirken. 

Diese Mitwirkung vollzieht sich in bera­

tenden, beschließenden und leitenden 

Organen. Mit der Aufteilung der Aufgaben 

wird die Schule in zunehmendem Maße 

aus der Verwaltung durch den Staat in die 

Verantwortung der Gesellschaft überge­

leitet. 
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Beschlußfassendes Organ der Schulregion 

ist die Schulkonferenz. Sie besteht aus 

Vertretern der Schulträger, Lehrer, Eltern 

und Schüler. Die Leitung der Schulregion 

nimmt ein kollegiales Organ wahr, das 

von der Schulkonferenz gewählt wird . 

Die Organe der Schulregion arbeiten eng 

mit den Stellen der staatlichen Bildungs­

planung zusammen. Sie berücksichtigen 

die von der Bildungspolitik und Planung 

gesetzten Ziele. 

Die CDU Saar erwartet, daß die Schul­

träger, also Gemeinden, Kreise oder das 

Land, die Schulen mit einer möglichst 

zeitgerechten Sachausstattung versorgen. 

Hochschule des Saarlandes 

Die CDU Saar tritt für die Gründung 

einer Hochschule des Saarlandes ein. In 

ihr sollen die Universität des Saarlandes, 

die Pädagogische Hochschule, die Hoch­

schule für Musik und die Fachhochschule 

eng zusammenarbeiten. Die „Hochschule 

des Saarlandes" hat insbesondere die 

Aufgabe, die Lehr- und Forschungskapa­

zität optimal auszuschöpfen und in enger 

Kooperation Studiengänge zu organisie­

ren und neue zu ermöglichen. 

Obwohl die Aufwendungen des Saarlan­

des für seine Universität - bezogen auf 

seine Einwohnerzahl - bereits jetzt die 

höchsten aller Bundesländer sind, ver­

langt die CDU Saar alle erforderlichen 

Maßnahmen, um den Numerus clausus 

an der Universität des Saarlandes zu be­

seitigen und den saarländischen Abitu­

rienten einen ungehinderten Zugang zur 

Universität zu sichern. 
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Ferner fordert sie die Wiedereinführung 

der Gebührenfreiheit für die Studieren­

den. 

Im Hinblick auf den wachsenden Bedarf 

der saarländischen Wirtschaft an Ingenieu­

ren und sonstigen Führungskräften wird 

die Zahl der Studienplätze an der Fach­

hochschule erhöht und deren Ausbildungs­

kapazität erweitert werden. Die dazu not­

wendigen Baumaßnahmen sind bereits 

eingeleitet. 

Die CDU Saar fordert, den personellen 

und materiellen Ausbau der „Hochschule 

des Saarlandes" so voranzutreiben, daß 

bis zum Jahre 1975 die jetzt vorhandenen 

10 000 Studienplätze um weitere 4 000 auf­

gestockt werden. 

Die CDU Saar fordert ferner, daß über­

regionale und für die Wirtschaftsstruktur 

des Saarlandes bedeutende Forschungs­

einrichtungen im Saarland errichtet wer­

den (z. B. ein Institut für Werkstoff-For­

schung). 

Die guten Erfahrungen mit dem Schulfern­

sehen zeigen neue Möglichkeiten eines 

Bildungsangebotes auch im Bereich der 

Universität. 

Erwachsenenblldung 

In einer dynamischen Gesellschaft ist 

die ständige Weiterbildung Aufgabe jedes 

einzelnen. Die CDU Saar fordert daher, 

daß die Einrichtungen der Erwachsenen­

bildung jedermann zu qualifizierten Ab­

schlüssen hinführen bzw. Berechtigungen 

verleihen. Sie sollen ferner Hilfen für die 

Gestaltung der wachsenden Freizeit an­

bieten. 

Aus diesem Grund hat die CDU Saar die 

Verabschiedung eines Gesetzes zur För­

derung der Erwachsenenbildung erwirkt, 

das zugleich die materielle Grundlage für 

die Weiterbildung der Erwachsenen in 

öffentlicher und freierTrägerschaft sichern 

wird. 

Die CDU Saar setzt sich auch für die Ein­

richtung eines Kontaktstudiums im Hoch­

schulbereich ein. Der rasche Fortschritt 

von Wissenschaft und Forschung macht 

es erforderlich, daß Lehrer und Führungs­

kräfte aus Wirtschaft, Justiz und Verwal­

tung die Möglichkeit erhalten, sich über 

die Weiterentwicklung ihrer Wissenschaft 

zu orientieren. 

Für alle Lehrkräfte und Personen, die in 

der Erwachsenen- und Berufsausbildung 

tätig sind, soll ein didaktisches Zentrum 

eingerichtet werden. 

Kulturelles Leben 

Die CDU Saar mißt der Teilnahme des 

einzelnen am kulturellen Leben eine große 

Bedeutung zu. Sie fordert Einrichtungen, 

in denen künstlerische Betätigungen und 

künstlerische Darbietungen einen zeitge­

mäßen Rahmen finden. Insbesondere 

müssen 

e eine organische Fortentwicklung des 

Saarländischen Rundfunks gewährlei­

stet werden, 

e zwischen dem Saarland und der Lan­

deshauptstadt Saarbrücken zur Siche­

rung der materiellen Grundlagen des 

Theaters ein Zweckverband gegründet 

werden, 

e die Modeme Galerie baulich erweitert 

und finanzielle Mittel zum weiteren 

Ausbau ihrer Sammlung bereitgestellt 

werden, 

e die im Saarland ansässigen und täti­

gen Künstler unterstützt und gefördert 

werden, 

e das Kulturorchester des Landes, die 

Musik- und Orchestervereinigungen, 

die Chöre und andere Gruppen dieser 

Art mit den Mitteln, die zur Erfüllung 

ihrer Aufgaben notwendig sind, aus­

gestattet werden. 

Jugend und Biidung 

Im Hinblick auf die verantwortliche 

Teilnahme der Jugendlichen am öffent­

lichen und politischen Leben betrachtet es 

die CDU Saar als besonders dringlich, daß 

e die Jugendorganisationen auf finan­

ziell gesicherter Basis arbeiten kön-

nen, 

e genügend Jugendfreizeitstätten zur 

Verfügung stehen. 
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C. Dynamische Sozialpolitik heißt 
an der Saar: 
Sozlalpolltlk Ist Gesellschaftspolltlk 

C 1 Soziale Sicherheit und Anerkennung 

sind heute mehr denn Je von der 

Leistung des einzelnen abhängig. 

Gleichzeitig kann der soziale Fort­

schritt aller nur dann gesichert wer­

den, wenn der Leistungswille und 

die Leistungsfähigkeit eines jeden 

sich voll entfalten können . 

Dafür schafft die Sozialpolitik als Ge­

sellschaftspolitik die Voraussetzun­

gen und verbessert gleichzeitig die 

soziale Sicherheit. 

C 2 Staatliche Hiife In Notsituationen Ist 

selbstverständlich 

Soziale Verantwortung zeigt sich im 

Schutz des einzelnen vor den Grund­

risiken des Lebens und in der Ver­

besserung der allgemeinen Lebens­

bedingungen mit dem Zweck, Chan­

cen zur persönlichen und sozialen 

Entfaltung zu bieten. 

Gesundheit 

Die Bevölkerung erwartet, daß die 

Fortschritte der Medizin bei der Verhü­

tung, Früherkennung und Behandlung von 

Krankheiten allen in gleicher Weise zu­

gute kommen. Unbeschadet der persön­

lichen Verantwortung des einzelnen hat 
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der Staat die Verpflichtung, die gesetz­

lichen Voraussetzungen für eine umfas­

sende Gesundheitsvorsorge und Gesund­

heitspflege zu schaffen und die notwen­

digen Einrichtungen anzubieten. 

Deshalb fordert die CDU Saar, daß die 

Vorsorgeuntersuchung zur Früherkennung 

von Krebs-, Kreislauf- und Zuckerkrank­

heit in den Leistungskatalog der gesetz­

lichen Krankenversicherung aufgenom­

men wird. Entsprechende Beratungs- und 

Untersuchungszentren sind einzurichten. 

Es muß eine vertrauensvolle Zusammen­

arbeit des öffentlichen Gesundheits­

wesens mit den praktizierenden Ärzten 

verwirklicht werden. 

Gesundheitserziehung 

Ziel der Gesundheitserziehung ist es, 

die Bereitschaft zur Gesundheitsvorsorge 

zu wecken. Sie muß schon bei den Kin­

dern beginnen. Erzieher und Lehrer müs­

sen zu dieser Erziehung befähigt werden. 

Die öffentlichen Aufgaben der Gesund­

heitsvorsorge und Erziehung können von 

freien Trägern übernommen werden. 

Gesundheitseinrichtungen 
Die CDU Saar ist der Ansicht, daß der 

allgemeine Gesundheitsdienst der not­

wendigen Aufgabe der Vorsorge nicht voll 

gerecht werden kann. 

Die räumliche, technische und personelle 

Ausstattung des Gesundheitsdienstes 

muß entscheidend verbessert werden. 

Ärzte, ärztliches Hilfs- und 
Pflegepersonal 

Die pflegerischen Berufe verdienen 

gesellschaftliche Anerkennung. Kranken­

schwestern und Pflegepersonal müssen 

von nichtpflegerischen Arbeiten entlastet, 

angemessen untergebracht und nach Lei­

stung bezahlt werden. Ihre Ausbildung 

muß mehr als bisher staatlich gefördert 

werden. 

Die CDU Saar bekennt sich zur freien Arzt­

wahl als der entscheidenden Vorausset­

zung für das Vertrauensverhältnis zwi­

schen Patient und Arzt. Der Arzt ist in sei­

nem Beruf nur seinem Gewissen verant­

wortlich. Der Grundsatz der Schweigepflicht 

des Arztes muß erhalten bleiben. Die Ein­

heit des ärztlichen Berufsbildes ist zu 

wahren. 

Gesundheitsschutz 

Impfungen, Immissionsschutz und 

Arbeitsschutz sind Schwerpunkte der all­

gemeinen Gesundheitsvorsorge. 

Schutzimpfungen sind in verstärktem 

Maße anzubieten. 

Die CDU Saar fordert eine bundeseinheit­

liche gesetzliche Verpflichtung zur Rein­

haltung des Wassers und der Luft sowie 

zur Eindämmung des Lärms. Schnelles 

Handeln ist gerade im Interesse derjeni­

gen erforderlich, die sich diesen Beein­

trächtigungen nicht entziehen können. 

Arbeitsschutz 

Der Arbeitsschutz soll den Anforde­

rungen der Arbeitshygiene und der Un­

fallverhütung gerecht werden. Arbeitszeit­

und Pausenregelung müssen arbeits­

medizinischen Erkenntnissen entsprechen. 

In den Berufs- und Fachschulen müssen 

Arbeits- und Gesundheitsschutz in einem 

besonderen Unterrichtsfach gelehrt wer­

den. An der Universität ist ein Lehrstuhl 

für Arbeitsmedizin einzurichten. 

Die werksärztliche Betreuung der Arbeit­

nehmer muß weiter ausgebaut werden. 

Die Gebrauchsgüter des täglichen Bedarfs 

im Haushalt sind besser zu sichern. 

Die CDU Saar fordert ferner mehr Be­

triebsbesichtigungen durch die staatliche 

Gewerbeaufsicht. Eine intensivere Zu­

sammenarbeit der Aufsichtsbehörden mit 

Arbeitnehmer- und Arbeitgeberorganisa­

tionen ist anzustreben. 

Arzneimittel 

Die Bevölkerung muß durch geeig­

nete Maßnahmen vor Arzneimittelschä­

den, Arzneimittelmißbrauch und Sucht­

mitteln geschützt werden. Die Abgabe von 

Arzneimitteln durch qualifiziertes Fach­

personal ist sicherzustellen. 

Betreuung der Knappschafts. 
versicherten 

Die CDU Saar fordert mit dem Ziel 

einer ortsnahen Betreuung der Versicher­

ten und der Erhaltung der Selbstverwal­

tung die Bildung einer saarländischen 
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Sektion der knappschaftlichen Kranken­

versicherung, sowie eine ortsnahe Be­

treuung in der knappschaftllchen Renten­

versicherung. 

Die CDU Saar setzt sich dafür ein, daß 

die knappschaftlich Versicherten den Arzt 

frei wählen können. 

Krankenhäuser 

Die sachliche und personelle Ausstat­

tung der Krankenhäuser muß verbessert 

werden. Die wirtschaftliche Sicherung der 

Krankenanstalten ist gesetzlich zu regeln . 

Wesentliches Ziel muß es sein, die Zahl 

der Krankenhausbetten so zu erhöhen, 

daß in Abteilungen für Akutkranke und in 

Sonderkrankenanstalten ausreichend Bet­

ten zur Verfügung stehen. Dazu ist der 

weitere Ausbau der Universitätskliniken, 

die Errichtung einer zweiten Nervenklinik 

sowie die Schaffung eines Kreiskranken­

hauses in Lebach und an der oberen Saar 

notwendig. 

Die moderne Medizin erfordert Umbau­

und Erweiterungsmaßnahmen sowie die 

Modernisierung von Gebäuden. 

Rehabllltatlon 

Die Fortschritte der Medizin ermög­

lichen heute eine weitgehende gesund­

heitliche Wiederherstellung. Die zur Re­

habilitation notwendigen Einrichtungen 

sind zu schaffen. Dazu gehören ein For­

schungsinstitut und ein wissenschaftlich 

geleitetes Rehabilltatlonszentrum mit Kur­

möglichkeiten und Heilstationen für Sucht­

kranke. 
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Freizelt 

Mehr Freizeit bei gleichzeitig steigen­

dem Einkommen wird in den nächsten 

Jahren den Bedarf an Angeboten für Nah­

erholung in erheblichem Umfang erhöhen. 

Eine tiefgreifende Wandlung im Freizeit­

verhalten wird die Folge sein. 

Die CDU Saar fordert einen umfassenden 

Plan für den Ausbau von Freizeitanlagen, 

die der Kurzerholung von den täglichen 

Belastungen dienen. Darüber hinaus sind 

Naherholungsgebiete systematisch zu er­

schließen. 

Erholungszentren 

Mit der Verwirklichung folgender Pro­

jekte von Erholungszentren soll im Saar­

land begonnen werden : 

e Vom Bisttal im Süden bis hin zur Mosel 

im Norden wird eine Naherholungs­

kette geschaffen. 

e Ein zweiter Schwerpunkt soll eine 

Naherholungskette auf dem Saarloui­

ser Gau bilden. 

Ein Flugplatz für Motor- und Segel­

sportbetrieb steht bereits kurz vor sei­

ner Vollendung. Ein Golfplatz in der 

Nähe der Gemeinde Gisingen ist vor­

handen. Hier gilt es, Einrichtungen 

für weitere Sportarten zu schaffen. 

e Im Hochwald besteht dank großzügi­

ger Förderung des Landes bereits ein 

nicht unbedeutender Fremdenverkehr. 

Durch die Initiative der CDU Saar wur­

de der Hochwald als Erholungszentrum 

für den Fremdenverkehr erschlossen. 

Die CDU Saar tritt dafür ein, diese her­

vorragenden Ansätze weiter zu ent­

wickeln. Der Funktionsverlust länd­

licher Gemeinden ist durch Ausnutzung 

des zunehmenden Interesses an Wo­

chenend- und Zweitwohnungsbauten 

auszugleichen. Die Aktion „ Ferien auf 

dem Bauernhof" ist auch in dieser Re­

gion zu fördern . 

e Im Osten des Landes sollen die Ge­

biete um die Jägersburger Weiher und 

den Niederwürzbacher Weiher weiter 

planmäßig ausgebaut werden. 

e Der Kreis der Erholungszentren des 

Saarlandes schließt sich in dem wald­

reichen Warndtgebiet, dessen Ausbau 

für die Erholung eingeleitet ist und 

weitergeführt werden soll. 

Alle diese Zentren sollen so ausgestattet 

werden, daß sich vor allem Familien am 

Wochenende erholen können. Dazu ge­

hören Kindergärten, Kinderhorte, Kinder­

spielplätze und Erholungs- und Vergnü­

gungseinrichtungen für Erwachsene. Es 

sollen Ferienstätten entstehen, die den 

besonderen Erfordernissen von Familien­

ferien entsprechen. Für kinderreiche Fa­

milien müssen die von der Landesregie­

rung eingeleiteten Ferienmaßnahmen ver­

stärkt werden. 

Wasserflächen 

Der Bestand an Wasserflächen, die 

der Erholung und dem Sport dienen, muß 

erhöht werden. 

Die CDU Saar unterstützt die Pläne des 

Aktionsprogramms Saarland-Westpfalz: 

e Stausee Bosen {Bosbach): 

Stauhöhe 20 m; Wasserfläche 100 ha 

e Schwimmbad Oberthal : 

Einrichtung des Freibades für ganz­

jährigen Betrieb 

e Schwimmbad im Raum Weiskirchen: 

Einrichtung des Schwimmbades für er­

weiterten Saisonbetrieb 

e Schwimmbad im Raum Nonnweiler: 

Einrichtung des Schwimmbades für 

ganzjährigen Betrieb 

e Schwimmbad Wadgassen : 

Ausbau und Einrichtung für erweiter­

ten Saisonbetrieb 

e Stausee Losheim : 

Stauhöhe 10 m; Wasserfläche 20 ha 

e Stausee Bisten-Merten : 

Die Gemeinden des Amtsbezirkes 

Bisten {Kreis Saarlouis) und die fran­

zösischen Gemeinden in Lothringen 

planen die Errichtung eines Stausees 

auf beiden Seiten der Grenze als Ge­

meinschaftsprojekt. 

Sport 

Der Sport hat erzieherische, gesund­

heitliche und soziale Wirkungen. Ihm 

kommt deshalb in der modernen Gesell­

schaft ein besonderer Rang zu. 

Deshalb sind vordringlich folgende Ziele 

zu verwirklichen: 

e Drei wöchentliche Sportstunden im 

Rahmen des ordentlichen Schulunter­

richts. 
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e Tägliche Bewegungszeiten im ersten 

und zweiten Schuljahr. 

e Zwei freiwillige Wochenstunden in 

Sport und Spiel zusätzlich am Nach­

mittag. 

e Pflichtmäßiger Sportunterricht in allen 

Berufs- und Berufsfachschulen. 

e Verstärkte Einrichtung von Gruppen 

für das Schulsonderturnen. Zumindest 

in den Mittelpunkt- und Zentralschul­

orten sollten solche Gruppen einge­

richtet werden. 

e Weitere Ausbildung von Lehrkräften für 

das Haltungsturnen unter Mitwirkung 

der Bundesarbeitsgemeinschaft für 

haltungsgefährdete Kinder. 

e Einrichtung von Sportzügen an Gym­

nasien und Realschulen unter gleich­

zeitiger Aufwertung des Faches Lei­

beserziehung. 

e Festigung und Erweiterung der schul­

sportlichen Leistungszentren im Saar­

land durch verstärkte Einrichtung von 

Leistungsgruppen. 

e Durchführung schulsportlicher Wett­

kämpfe, insbesondere der Bundes­

jugendspiele und Beteiligung an dem 

Bundeswettbewerb „Jugend trainiert 

für Olympia" in Berlin. 

An der Universität ist ein Lehrstuhl für Lei­

beserziehung und Sportmedizin einzurich­

ten und zu besetzen. 

Die Universität muß der sportwissen­

schaftlichen Forschung mehr Unterstüt­

zung und Raum geben. 
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Das Institut für Leibesübungen soll vor­

dringlich weiter ausgebaut werden mit 

dem Ziel, Diplomsportlehrer auszubilden. 

Leibeserziehung und Sport müssen Be­

standteil der Lehrerbildung sein. Inner­

halb der Pädagogischen Hochschule muß 

ihr volle Integration gesichert werden. 

Träger der deutschen Turn- und Sport­

bewegung sind die Vereine. Durch sie 

wird der Sport zum Volkssport. Nach Mei­

nung der CDU Saar muß daher neben 

dem Schul- und Hochschulsport vor allem 

der Vereinssport gefördert werden. Brei­

tensport und Leistungssport sind in glei­

cher Weise zu fördern . 

Die CDU Saar hält es daher für not­

wendig: 

e daß Land und Gemeinden den Ver­

einen geeignete Sportstätten zur Ver­

fügung stellen. Die öffentliche Förde­

rung des Sports soll vor allem der 

Breitenarbeit im Sport zugute kom­

men. 

e daß die Sportübungsstätten der Ge­

meinden und Städte den Vereinen 

möglichst kostenlos zur Benutzung 

überlassen werden. 

e daß die Vereine mit öffentlicher Unter­

stützung Übungsleiter anstellen kön­

nen. 

e daß die Verbände Regionaltrainer mit 

öffentlicher Hilfe beschäftigen können . 

e daß Vereine in stärkerem Maße auch 

Familien- und Jugendgruppen eine 

Möglichkeit zur sportlichen Betätigung 

bieten. 

e daß regionale Leistungszentren für 
alle Sportarten eingerichtet bzw. aus­
gebaut werden. 

Sportstätten 

Voraussetzung für eine sportliche Be­
tätigung Ist die ausreichende Zahl von 
Sportplätzen, Turnhallen und Schwimm­
bädern. Die CDU Saar will, daß die Sport­
anlagen der Schulen den Vereinen offen 
stehen. Die CDU Saar fordert eine syste-

atische Sportstättenplanung für das 
ganze Land. Das muß im Rahmen der 
Landesplanung und der Bauleitplanung 
in Städten und Gemeinden geschehen. 

Die CDU Saar unterstützt folgende Vor­

haben nachdrücklich: 

e den Bau von Hallenbädern in allen 

Kreisstätten des Saarlandes ; 

e den Bau von Schwimmbädern im Rah­

men des Aktionsprogrammes Saar­

land-Westpfalz; 

e die Förderung großer Spiel- und 

Sporthallen in den Leistungszentren 

des Saarlandes. 

Die CDU Saar setzt sich für die Schaffung 

eines Sportförderungsgesetzes in näch­

ster Zeit ein, in dem u. a. die Frage der 

Ständigen Sportkonferenz und die ver­

waltungsmäßige Organisation des Sports 

im Saarland behandelt wird. 

Famllle 

Die wirtschaftliche, soziale und kultu­

relle Situation der Familie muß so gestal­

tet werden, daß sie ihre Aufgaben in der 

modernen Gesellschaft erfüllen kann. 

Die CDU Saar hält folgende Förderungs­

maßnahmen für vordringlich : 

e Verbesserung des Familienlastenaus­

gleichs durch einheitliche Kindergeld­

regelung und Erhöhung der Leistun­

gen entsprechend der zunehmenden 

Belastung der Familie ; 

e Hilfe für Ehe- und Erziehungsberatung 

durch den Ausbau der vorhandenen 

Ehe- und Erziehungsberatungsstellen, 

Durchführung von Ehevorbereitungs­

kursen mit finanzieller Unterstützung 

des Landes und Verbesserung der Zu­

sammenarbeit von Schule und Erzie­

hungsstellen ; 

e Förderung der Familienerholung durch 

finanzielle Zuwendungen zu Familien­

ferien . 

Schaffung von Ferieneinrichtungen für 

Familien in Naherholungsgebieten, 

Einrichtung von Kinderspielplätzen mit 

entsprechender Ausstattung, finanziel­

ler Unterstützung von Stadtranderho­

lungsmaßnahmen und Ausbildung von 

Familienhelferinnen ; 

e Weiterführung des familiengerechten 

Wohnungsbaues, qualitative Verbesse­

rung der Wohnungen und Anpassung 

des Wohngeldes an die modernen 

Verhältnisse. 

Sorge für Behinderte 

Die Eingliederung körperlich , geistig 

oder seelisch behinderter Menschen in 

Arbeit, Beruf und Gesellschaft ist ver­

pflichtende Aufgabe der Sozialpolitik als 

Gesellschaftspolitik. 
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Medizinische, pädagogische, berufliche 

und soziale Maßnahmen müssen koordi­

niert und intensiviert werden. 

Früherkennung und Frühbehandlung in 

besonderen Einrichtungen sind zu för­

dern. Die Betreuung in Sonderkindergär­

ten und Tagesstätten ist sicherzustellen. 

Der Aus- und Aufbau von Sonderschulen 

und weiterführenden Sonderschulen ist 

dringend geboten. 

Die Eingliederung in das Berufsleben er­

fordert die Schaffung von Ausbildungs­

und Umschulungsstätten. 

Die Absicht der Verbände der freien 

Wohlfahrtspflege, für Behinderte, die in 

der freien Wirtschaft keinen Arbeitsplatz 

finden können, beschützende Werkstätten 

zu errichten, ist nachhaltig zu unterstüt­

zen. 

Es muß für eine moderne, spezielle und 

qualifizierte Ausbildung von Fachkräften 

gesorgt werden. 

Auch ist auf die Schaffung geeigneter 

Wohn- und Pflegeheime hinzuwirken. Der 

Versehrtensport muß als Maßnahme der 

Gruppenbehandlung unter ärztlicher Auf­

sicht angemessen unterstützt werden. Die­

se Unterstützung muß - wie schon für 

die Kriegsopfer - auch für andere Behin­

derte gelten. 

Jugend In der modernen 
Gesellschaft 

Die CDU Saar wird sich im Rahmen 

des Landesjugendplanes für die Lösung 

folgender Aufgaben einsetzen : 
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e Jugendverbände und andere Träger 

der Jugendarbeit sollen die Möglich­

keit haben, mehr Fachkräfte als bisher 

einzustellen und sie, ebenso wie 

neben- und ehrenamtliche Mitarbeiter, 

aus- und fortzubilden . 

e Die Jugendbildungsarbeit, besonders 

die politische Bildung, und die inter­

nationale Jugendbewegung sollen ver­

stärkt gefördert und die pädagogische 

Betreuung in Jugendwohnheimen ge­

sichert werden. 

e Der Bau von Jugendbildungs- und Ju­

gendfreizeitstätten soll fortgesetzt wer­

den. 

e Das Land und die Gemeinden sollen 

durch Gesetz ihren Anteil an den Bau-, 

Personal- und Betriebskosten der Ein­

richtungen der Jugendarbeit festlegen . 

e Die Gehaltsanteile für Fachkräfte sowie 

die Zuweisungen für Jugenderholung 

und geplante Maßnahmen sollen in der 

mittelfristigen Finanzplanung des Lan­

des aufgeschlüsselt und ausgewiesen 

werden . 

Wer in der Jugendarbeit ein freiwilliges 

soziales Jahr abgeleistet hat, ist bei der 

Zulassung zum Studium und anderen Aus­

bildungsmaßnahmen bevorzugt zu be­

rücksichtigen . 

Alte Menschen In der 
modernen Gesellschaft 

Die Situation des alten Menschen in 

der modernen Gesellschaft ist im wesent­

lichen durch drei Merkmale gekennzeich­

net: 

e Beeinträchtigung der körperlichen Lei­

stungsfähigkeit 

Gefahr der sozialen Isolierung 

e veränderte wirtschaftliche Situation. 

Die CDU Saar fordert daher Hilfe zur Un­

abhängigkeit und Eigenständigkeit für 

gealterte Menschen. 

Dazu gehören: 

Verbesserung der ärztlichen Betreuung, 

Einrichtung von geriatrischen Zentren, 

Altenerholung, 

Gesundheitsberatung und entsprechende 

ellmaßnahmen, 

Organisation eines mobilen Gesundheits­

dienstes. 

Der Gefahr der sozialen Isolierung alter 

Menschen ist nur zu begegnen, wenn ihre 

Eigenständigkeit im Alter als eine beson­

dere Phase des Lebens anerkannt und 

Voraussetzungen für ihre Unabhängigkeit 

geschaffen werden. 

Grundgedanke dieser Überlegungen ist 

die altersgerechte Wohnung. Auch müssen 

alte Menschen im Notfall von Alltagssor­

gen befreit werden können. Diesem Zweck 

dienen mobile Sozialstationen, die zeit­

weise das Waschen, das Einkaufen, das 

Kochen und die Pflege übernehmen kön­

nen. 

Für jene alten Menschen, die sich selbst 

nicht mehr helfen und keine zuverlässige 

Hilfe aus eigenen Mitteln bestreiten kön­

nen, müssen genügend Altersheim- und 

Pflegeplätze zur Verfügung stehen. 

Die Ausbildung, der Status und das Ein­

kommen der Fachkräfte in den Pflege­

berufen müssen angehoben werden. 

Hüttenknappschaftllche 
Pensionsversicherung 

Die CDU Saar fordert die Beibehal­

tung der hüttenknappschaftllchen Pen­

sionsversicherung. 

Ihr ist es bislang gelungen, die hütten­

knappschaftliche Pensionsversicherung 

als Zusatzversicherung auf öffentlich­

rechtllcher Grundlage zu erhalten. 

Die CDU Saar sieht es als einen nicht ver­

tretbaren Eingriff in die Rechte der Ver­

sicherten an, wenn die hüttenknappschaft­

liche Pensionsversicherung als eigen­

ständiger Versicherungsschutz in ihrer 

bisherigen Rechtsform angetastet wird. 
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Eine Neuordnung der hüttenknappschaft­

lichen Pensionsversicherung muß folgen­

den Grundsätzen genügen : 
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Beibehaltung der öffentlich-rechtlichen 

Grundlagen, 

Erhöhung und Dynamisierung der 

Leistungen, 

Anhebung der Beitragsbemessungs­

grenze, Senkung des Beitrags, 

Strukturelle Verbesserungen zugun­

sten der Hinterbliebenen und bei 

Wiederverheiratung. 

D. Politische Verantwortung in 
einer dynamischen Gesellschaft 
verlangt: 
Klare politische Führung durch modernes Regieren und 

fortschrittliches Verwalten. 

D 1 In der modernen Gesellschaft haben 

politische Entscheidungen Immer 

weiterreichende Wirkungen für eine 

große Zahl von Menschen. 

Ständig verlangen Veränderungen in 

allen Lebensbereichen neue politi­

sche Lösungen, die nicht mehr von 

einzelnen gefunden werden können. 

Die verstärkte Beteiligung des Bür­

gers und der gesellschaftlichen 

Gruppen an der politischen Entschei­

dung auch außerhalb der Wahlen, 

und die Durchschaubarkeit des poli­

tischen Geschehens charakterisieren 

modernes Regieren . 

Die Verwaltung hat eine dienende 

Funktion. Sie muß rationell erfüllt 

werden. 

D 2 Moderner Regierungsstil und lei­

stungsfähige Verwaltung verhindern, 

daß die Politik mit den raschen Ver­

änderungen nicht Schritt hält und da· 

durch Nachtelle für den Bürger ent­

stehen. 

Jede Art von Machtmißbrauch muß 

durch demokratische Kontrolle ver­

hindert werden. 

Politik darf nicht durch Begünstigung 

weniger Gesamtinteressen verletzen. 

Modern regieren - fortschrittlich 
verwalten - gesicherte Rechtspflege 

Klare politische Führung kommt ohne 

eine umfassende Reform von Gesetz­

gebung, Regierung, Verwaltung und Justiz 

nicht mehr aus. 

Gesetzgebung 

Die CDU Saar fordert eine Neuord­

nung und Straffung des Gesetzgebungs­

verfahrens. Die Fähigkeit des Parlaments 

zur demokratischen Kontrolle der Politik 

muß verbessert werden. 

Die Bevölkerung soll an der gesetzgeberi­

schen Willensbildung in geeigneter Weise 

stärker als bisher mitwirken. Die Arbeit 

des Parlaments muß für den Bürger 

durchschaubarer gemacht werden. 

Die Bevölkerung soll in verstärktem Maße 

an der Aufstellung der Kandidaten mitwir­

ken. 
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Regierung 

Die Arbeitsweise und Organisation 

der Regierung muß der zunehmenden Be­

deutung der politischen Steuerung In der 

modernen Gesellschaft entsprechen. Das 

bedeutet vor allem die Schaffung eines 

integrierten Informationssystems zur Be­

schaffung, Dokumentation, Auswertung 

und gezielten Weitergabe von Entschei­

dungen. 

Der Aufbau eines modernen Informations­

und Entscheidungssystems stellt neue An­

forderungen an den öffentlichen Dienst 

und verlangt Stabs- und Teamarbeit. 

Die Aufgabenstellung der modernen Re­

gierung hat sich insofern verändert, als 

das Erledigen schon bekannter und be­

herrschter Probleme hinter der Notwen­

digkeit, neue Aufgaben rechtzeitig zu er­

kennen und passende politische Lösun­

gen zu erarbeiten, zurücktritt. 

Verwaltung 

Oie Reform der Verwaltung hat lei­

stungsfähige Verwaltungseinheiten , eine 

klare Abgrenzung der Funktionen und 

eine rationelle Organisation der Verwal­

tung zum Ziel. 

leistungsfähigere Verwaltungseinheiten 

im kommunalen Bereich verlangen eine 

umfassende Kommunalreform. Dazu ge­
hören: 

e die Gebietsreform, 

e die kommunale Verfassungsreform, 

e die Funktionalreform, 

e die Finanzreform. 
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Das Ziel dieser Kommunalreform ist die 

funktionsfähige Gemeinde. Sie muß ein 

umfassendes Leistungsangebot auf wirt­

schaftlichem, kulturellem und sozialem 

Gebiet schaffen und der politischen Mit­

wirkung des Bürgers Raum geben. 

Eine konsequentere Abgrenzung der Zu­

ständigkeiten der Ressorts der Landes­

regierung kann die Leistungsfähigkeit der 

Verwaltung erheblich verbessern . Der 

Rationalisierung der Verwaltungstätigkeit 

werden durch die Einführung der elektro­

nischen Datenverarbeitung (EDV) neue 

Möglichkeiten eröffnet. Der Einsatz der 

EDV kann sich nur dann voll auswirken, 

wenn durch Systemanalyse und System­

planung eine optimale Struktur der Ver-

. waltung geschaffen wird. 

Rechtssprechung 

Der freiheitliche Rechtsstaat gewähr­

leistet Schutz und Rechtssicherheit dem 

einzelnen und der Gemeinschaft. Garan­

ten dieses Rechtsschutzes und Rechts­

friedens sind eine moderne Gesetz­

gebung und eine leistungsfähige Rechts­

pflege, in der die Gerichte Ihre Aufgaben 

durch unabhängige Richter erfüllen. 

Die CDU Saar fordert eine Ausbildung, die 

den Richtern das zum Verständnis einer 

sich ständig wandelnden Gesellschaft 

erforderliche Rüstzeug vermittelt. 

Sie fordert ein Rechtspflegeministerium. 

um die Sonderstellung der rechtsspre­

chenden Gewalt stärker zum Ausdruck zu 

bringen und die Vereinheitlichung des 

gerichtlichen Verfahrens zu fördern. 

Die CDU Saar strebt im Zusammenhang 

mit der Verwaltungs- und Gebietsreform 

und der Reform der Gerichtsverfassung 

eine Neugliederung der Verwaltungs- und 

Gerichtsbezirke des Saarlandes an, um 

rationeller arbeitende Gerichtseinheiten 

zu schaffen. 

Sie verlangt den stärkeren Einsatz tech­

nischer Hilfsmittel (z. B. elektronische Da­

tenbanken) , die es im Interesse der 

Rechtssuchenden ermöglichen, Entschei­

dungen anderer Gerichte in ähnlich ge­

lagerten Fällen sowie wissenschaftliche 

Erkenntnisse umfassend und schnell nutz­

bar zu machen. 

Dfe CDU Saar fordert, den Bürger 
durch verstärkten Kampf gegen die 
Kriminalität zu schützen. 

Sie strebt die Verbesserung der Aus­

bildung und den gezielten Einsatz von 

Spezialisten an, die in enger Zusammen­

arbeit mit Sachverständigen und durch 

häufigere Einschaltung der Massenmedien 

die modernen Erscheinungsformen der 

Wirtschaftskriminalität planmäßig bekämp­

fen . 

Die CDU Saar fordert, daß der Vollzug 

von Freiheitsstrafen an Jugendlichen und 

Erwachsenen im Sinne einer Resozialisie­

rung verbessert wird. 

Die von der CDU geführte Regierung hat 

mit der nach modernsten wissenschaft­

lichen Erkenntnissen errichteten Jugend­

strafanstalt in Ottweiler eine wesentliche 

Voraussetzung geschaffen, jugendlichen 

Straftätern die Eingl iederung in ein ge­

ordnetes Zusammenleben mit ihren Mit­

menschen zu ermöglichen und eine er­

neute Straffälligkeit zu verhindern . Darü­

ber hinaus ermöglichen die Einrichtungen 

der Jugendstrafanstalt in Ottweiler die 

Vermittlung oder Fortsetzung einer Be­

rufsausbildung in erweitertem Umfange. 

Dieser Weg wird konsequent weiterge­

führt werden. 

Die CDU Saar unterstützt alle Bestrebun­

gen, die zum Ziele haben, die Rechtsver­

fahren zu straffen und ihren beschleunig­

ten Abschluß zu gewährleisten. 

Die CDU Saar fordert, 

e die Rechte und Freiheiten des Bürgers 

und der Gesellschaft gegenüber Terror 

jedweder radikaler Gruppen zu 

sichern. 

Demokratie und Rechts­
staatlichkeit 

Die Leitidee einer dynamischen De­

mokratie setzt die volle Wirksamkeit der 

Grundelemente unserer Verfassung, De­

mokratie, soziale Rechtsstaatlichkeit und 

Bundesstaatlichkeit voraus. Sie verlangt 

eine Gesellschaft mündiger Bürger, deren 

Unabhängigkeit durch Bildung und wirt­

schaftliche Sicherheit garantiert ist. Der 

gesellschaftliche Fortschritt ist ohne Mit­

wirkung des mündigen Bürgers heute 

nicht mehr möglich. 
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Deshalb begrüßt die CDU Saar das kriti­

sche Engagement der Jugend. Sie sucht 

nach wirksameren Formen der Mitwirkung 

der Schüler und Studenten im Bildungs­

system und der jungen Generation an der 

Gestaltung des politischen Lebens. 

Die CDU Saar unterstützt die Bestrebun­

gen der Arbeitnehmer nach partnerschaft­

licher Gestaltung der Wirtschaft durch 

funktionsgerechte Mitbestimmung in allen 

Bereichen der Arbeitswelt. 

Der mündige Bürger hat ein Anrecht 
auf eine freie öffentliche Meinung. 

Die CDU Saar fordert deshalb ein 

Bundesgesetz, das die Informationsfrei­

heit sichert, Meinungsmonopole verhin­

dert und die Unabhängigkeit der Bericht­

erstattung fördert. 

Die neuen Aufgaben, die von der CDU Saar In Ihrem Aktionsprogramm zusammengefaßt 

werden, verlangen das Zusammenspiel einer qualifizierten Führungsmannschaft. 

Die CDU Saar hat erfahrene und dynamische Persönlichkeiten, um diese neuen politischen 

Aufgaben zu erfüllen. 
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weiter aufwerts 


